
3. Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus gemeinsamer Arbeit und aus 
unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeits- oder Lehrver­
hältnis im Zusammenhang stehen.

4. Streitigkeiten aus Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern über Arbeitsbedingungen, Gesundheitsschutz und Unfallver­
hütung.

5. Streitigkeiten bezüglich Auslegung von Vereinbarungen zwischen Be­
triebsräten und Arbeitgebern.

Artikel 111
Die deutschen Arbeitsgerichte unterstehen, lediglich bezüglich ihrer Ver­

waltung, den deutschen Provinz- oder Landesarbeitsbehörden. Diese Be­
hörden dürfen auf Entscheidungen der Arbeitsgerichte keinerlei Einfluß 
ausüben und sie weder außer Kraft se§en noch abändern.

Artikel IV
1. Die örtlichen Arbeitsgerichte sind Gerichte ersten Rechtszuges, ohne 

Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes.
2. Die Berufungsarbeitsgerichte entscheiden als Gerichte zweiten Rechts­

zuges über die Berufung gegen Entscheidungen der örtlichen Arbeits­
gerichte. Diese Entscheidungen unterliegen der Berufung, wenn der 
Streitwert den von der Provinz- oder Landesarbeitsbehörde festgesetzten 
Betrag erreicht oder übersteigt oder wenn das örtliche Arbeitsgericht 
wegen des Vorliegens einer Frage von grundsätzlicher Bedeutung die 
Berufung gegen sein Urteil zuläßt, obgleich der Streitwert unter dem 
festgesetzten Betrag liegt. Das Gericht hat in einem derartigen Falle 
seine Entscheidung, gegen das Urteil die Berufung zuzulassen, mit 
Gründen zu versehen.

3. Die Zonenbefehlshaber können in Ermangelung eines deutschen obersten 
Arbeitsgerichts ein oder mehrere Gerichte höheren Rechtszuges als Ge­
richte lebten Rechtszuges in Arbeitsstreitigkeiten bestimmen.

Artikel V
Jedes Arbeitsgericht besteht aus einem Vorsitzenden oder stellvertreten­

den Vorsitzenden und aus Beisitzern. Die Beisi^er werden in gleicher An­
zahl aus den Kreisen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entnommen. 
Alle Mitglieder müssen anerkannt demokratische Anschauungen haben.

Artikel VI
1. Bei der Auswahl und Bestellung von Vorsi^enden und stellvertretenden 

Vorsi^enden von Arbeitsgerichten ist folgendermaßen zu verfahren:
a) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsi^ende sollen beson­

dere Befähigung in Arbeitsangelegenheiten haben und auf Grund
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